
   



  

Stellungnahme der GRÜNEN zum Thema 

Müllverbrennung 

Die Vertreter von SPD und CDU 

im Rat der Gemeinde Roetgen ha- 
ben wieder einmal bewiesen, wie 
gut sie inhaltlichen Diskussionen 
über ein brisantes Thema aus- 
weichen können. So geschehen in 
der Ratssitzung am 27. Septem- 
ber, als die GRÜNEN einen An- 
trag zur Müllverbrennung im 

Kreis Aachen eingebracht haben. 
Es zeigte sich, daß diese Altpar- 
teien nicht in der Lage sind, 
über die Grenzen der Gemeinde 
hinweg zu blicken, geschweige 
denn, Zusammenhänge zwischen 
Gemeinde-— und Kreispolitik zu 
erkennen und zu nutzen. Sie waren 
mit: einem solchen Antrag, der 
auch einige Sachkenntnis erfor- 
dert, vollkommen überfordert und 
mußten schlicht passen. 

Statt einer inhaltlichen Stel- 
lungnahme der Gemeinde Roetgen 
zur Problematik der Müllverbren- 

nung blieben daher nur die we- 
nigen ausweichende Worte: ’Die 

  

  

Müllverbrennung ist für uns kein 
Thema; 'Wir sind keine Experten 
für dieses Thema’; ’Da ist einzig 
und allein der Kreis Aachen für 
zuständig; Wenn der Kreis ent- 
schieden hat, können wir ja im- 
mer noch Stellung nehmen‘. So 
oder so ähnlich klang es aus den 
Reihen von SPD und CDU. 

Ich meine, von Parteien, die zu 
so wichtigen Fragen und ein- 
schneidenden Maßnahmen keine 
Meinung haben, ist für die Zu- 
kunft nichts Gutes zu erwarten. 

Klaus-Peter Kegel 
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Um Ihnen, liebe Leserinnen und 
Leser, einen Einblick in die in- 
haltliche Diskussion um die Müll- 
verbrennung zu ermöglichen, do- 
kumentieren wir hier den Text 
der Resolution, die die GRUNE 
Fraktion im Rat eingebracht hat. 

  

33Der Rat der Gemeinde Roetgen 
wendet sich gegen den Bau einer 

Müllverbrennungsanlage (MVA) im 

Kreisgebiet zur Lösung ‘der Ent- 

sorgungsprobleme beim Hausmüll, 

da eine MVA den Ansprüchen an 

ein ökologisches Entsorgungskon- 

zept nicht gerecht werden kann. 

Im Einzelnen werden die folgen- 

den Bedenken und Anregungen 

geltend gemacht: 

Das 1986 novellierte Abfallgesetz 

nennt an erster Stelle zur Be- 

seitigung des Müllnotstandes die 

Vermeidung, und es ermöglicht in 

$ 14, hierzu Rechtsverordnungen 

zu erlassen. Von Seiten der Bun- 

desregierung ist allerdings hier- 

von noch kein entscheidender 

Gebrauch gemacht worden, so daß 

die gesamte Last zur Zeit alleine 

bei den Kommunen liegt. Aus der 

Sicht der Gemeinde ist aber 

eine ökologische Abfallwirtschaft 

ohne den wichtigsten Schritt des 

Vermeidens nicht denkbar. 

Der Einsatz von MVA’s wird be- 

gründet mit . der energetischen 

Verwertung des Mülls, wodurch 

das Verwertungsgebot des Abfall- 

gesetzes erfüllt würde. Dabei 

handelt es sich jedoch nicht um 

einen wirklich ökologischen Ver- 

wertungskreislauf, da bei weitem 

nicht die Energie zurückgewon- 

nen werden kann, die für die 

Herstellung der Materialien be- 

nötigt wird, d.h. eine Zurückfüh- 

rung der auch anderweitig ver- 

wertbaren Stoffe in den Produk- 

tionskreislauf würde mehr Ener- 

gie sparen, als bei der mMüll- 

verbrennung gewonnen werden 

könnte. 

Unmngewisse Wirkung 

auf die Umwelt 

Bei der Verbrennung von Haus- 
müll entsteht eine große Zahl 
von organischen Verbindungen, 
die in ihrer überwiegenden Zahl 
bis heute noch nicht identifi- 
ziert sind, geschweige denn 
durch Filter zurückgehalten wer- 
den können. Ca 80 % dieser 
Verbindungen, die aus den unzäh- 

ligen Stoffen - bei der Verbren- 
nung entstehen, sind unbekannt. 
Damit bleibt auch ihre Wirkung 

auf die Umwelt bisher ungewiß. 

Es ist aber nicht auszuschließen, 

daß eine Vielzahl von ihnen ähn- 

lich gefährlich wie das inzwi- 

schen bekannte Dioxin ist. So- 

lange die chemischen Reaktionen 

und die damit verbundenen Um- 

weltauswirkungen nicht geklärt 

sind, kann eine MVA nicht Bau- 

stein einer ökologischen Abfall- 

wirtschaft sein. 

Kapitalintensiv 

Die Errichtung einer Hausmüll- 

verbrennungsanlage ist sehr ka- 

pitalintensiv. Um für die Bürger‘ 

akzeptable Gebühren sicherstel- 

len zu können, müssen die MVA’s 

einmal sehr groß dimensioniert 

sein ( Für den Kreis Aachen ist 

ein Durchsatz von 300.000 t pro 

Jahr im Gespräch ) und anderer- 

seits über einen langen Zeitraum 

von ca. 20 Jahren genutzt wer- 

den. Dies würde also eine Fest- 

legung des Entsorgungssystems 

auf zwei Jahrzehnte hinaus be- 

deuten, eine Flexibilität wäre 

nicht mehr gegeben. Der Betrei- 

ber eine MVA würde sich garan- 

tieren lassen, daß die für ihn 

wirtschaftliche Menge Müll von 

300.000 t pro Jahr auch angelie- 

fert wird. Alle Bestrebungen, in 

dieser Zeit eine Reduzierung des 

zu verbrennenden Mülls durch 

Vermeidung oder stoffliche Ver- 

wertung zu erzielen wären damit 

auch unter wirtschaftlichen Ge- 

sichtspunkten zum Scheitern 

verurteilt, 

Mit dem gleichen Kapitaleinsatz 

wie für eine MVA könnten im ge- 

samten Kreisgebiet dezentrale 

Kompostanlagen eingerichtet wer- 

den, mit Hilfe derer alle organi- 

schen Abfälle in den natürlichen 

Kreislauf zurückgeführt werden 

könnten, ohne daß eine Deponie- 

rung nötig wäre. Entsprechende 

Maßnahmen ließen sich auch für 

die anderen wiederverwertbaren 

Stoffe durchführen. So wäre 

auch auf diesem Wege eine Redu- 

zierung der benötigten Deponie- 

fläche zu erreichen, und das Ka- 

pital wäre unter ökologischen 

Gesichtspunkten sinnvoll einge- 

setzt.&  



  

Umweltschutz fängt vor der 

Die Gemeinde Roetgen beabsichtigt, 

den zweiten Bauabschnitt des Gewer- 

begebietes in naher Zukunft in die 

Wege zu leiten. Damit der Umwelt- 

schutz dabei ausreichend berück- 

sichtigt wird, stellte die Fraktion 

der GRUNEN im September einen ent- 

sprechende Antrag an den Bauaus- 

schuß, der jedoch in der Sitzung 

vom 11. 10. mit den Stimmen der 

beiden großen Parteien abgelehnt 

wurde. Da in der Presse über den 

Inhalt unseres Antrages nur sehr 

unvollständig berichtet wurde, ge- 

ben wir hier seine Leitlinien zu- 

sammengefaßt zur Kenntnis. 

1. Die Fraktion der GRUNEN begrüßt 

grundsätzlich, daß die Gemeinde 

ortsnahe Arbeitsplätze schaffen 

will (weniger Berufspendler nach 

anderen Orten, höhere Steuereinnah- 

men). 

2. Obwohl die Vorteile des Gewerbe- 

gebietes an der Bundesstraße (ver- 

kehrsgünstig, niedrige Grundstücks- 

preise) auf der Hand liegen, sollte 

man nicht übersehen, daß diese 

Hochfläche von Landschaftsschutzge- 

biet umgeben ist. 

3. Bei der Auswahl des Standortes 

wurden seinerzeit ökologische Ge- 

sichtspunkte nicht ausreichend ge- 

prüft. Entsprechende Gutachten feh- 

len, obwohl seitens der TH (Prof. 

Kummer) Bedenken geäußert wurden. 

4, Wir GRUNEN befürchten, daß bei 

unkontrollierter Ansiedlung von Be- 

trieben, auch wenn bestehende Vor- 

schriften beachtet werden, Gefahren 

für das ökologische Gleichgewicht 

bestehen. z 

5. Es sollten daher nur solchen Be- 

trieben Grundstücke verkauft wer- 

den, deren Umweltverträglichkeit im 

Hinblick auf Herstellung und Ver- 

wendung. der Produkte bekannt sind. 

Haustür an! 
6. Die ökologischen Ziele im ein- 
zelnen: Herstellung dauerhafter, 
reparaturfähiger Gebrauchsgüter — 
Verarbeitung wiederverwertbarer Na- 
turprodukte — Wiederverwertung ge- 
brauchter Waren und Abfälle — Ver- 
zicht auf stoffe und Verfahren, die 
das ökologische Gleichgewicht nach- 
haltig stören oder Leben und Ge- 
sundheit bedrohen — Sparsamer Um- 
gang mit Energie und Rohstoffen. 

1% Ansiedlungswillige Betriebe 
sollten einer Umweltverträglich- 

keitsprüfung unterzogen werden. Für 

die praktische Durchführung sind 
Kenntnisse und Erfahrungen aus ent- 
sprechenden TH-Instituten einzuho- 
len. 

Die in der Bauausschußsitzung vor- 
gebrachten Gegenargumente der Ver- 
waltung und der änderen Parteien 

zeugen von einer ökologischen Kurz- 
sichtigkeit, die wir uns heute ein- 
fach nicht mehr leisten können. Um- 
weltschutz fängt auch für eine Kom- 
munalgemeinde vor der Haustür an! 
So sprach man von einer "negativen 
Imagewirkung" und davon, daß die 
Einhaltung bestehender Vorschriften 
ausreiche. Viele heute bekannt wer- 
dende Umweltschäden entstehen trotz 
eingehaltener Vorschriften, weil 
diese oft nicht weit genug greifen, 
von dem Problem der Überwachung 
ganz zu schweigen! Im übrigen 
spricht das Niveau der Einwände für 
sich. SPD: Man möchte sich nicht 
von der Hochschule vorschreiben 
lassen, welche Betriebe in Roetgen 
angesiedelt werden. Sogar die poli- 
tischen Grundrechte sah man gefähr- 
det, als ob es ein Grundrecht auf 
Umweltbelastung gäbe! Die Fraktio- 
nen von CDU und SPD haben wieder 
einmal gezeigt, daß der Begriff 
"Umweltschutz" für sie höchstens 
dann greift, wenn er nichts kostet. 

R-E90, 
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Öffentlicher Nahverkehr 

Veranstaltung der GRÜNEN geplant 

In unserer letzten Ausgabe (Nr. 15, Juni 88) berichteten wir, daß die Ver- 

kehrsgruppe der GRÜNEN Gespräche mit zuständigen Stellen wegen einer Ver- 

besserung der öffentlichen Verkehrsverbindungen geführt hatte. Wir beabsich- 

tigen nun, eine öffentliche Veranstaltung zum Thema Nahverkehr zu organisie- 

ren, in der ein Vertreter der "Bahnbus Rheinland" zu Wort kommen wird neben 

anderen, für das Thema kompetenten Referenten. Es wird Gelegenheit sein, mit 

diesen Experten zu sprechen und dabei die spezielle Roetgener Situation im 

Verkehr nach Aachen und den anderen Zentren zu behandeln. Hauptinhalt die- 

ser Diskussion wird der Abstand sein, der heute noch zwischen den Wünschen 

nach bequemen und preisgünstigen Verbindungen und ihrer Realisierungsmög- 

lichkeit besteht. 

Diese Veranstaltung soll im November in Roetgen stattfinden. Ort und Termin 

lagen vor dem Druck dieses Heftes noch nicht fest. Wir möchten aber dennoch 

bereits hier die Aufmerksamkeit Interessierter ansprechen, auf Mitteilungen in 

der Presse zu achten. Es werden auch einige Plakate ausgehängt werden. 
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Asylantenbeschau 

Die Ratsfraktion der GRUNEN hat sich von Anfang an für die Probleme der 4 

Asylbewerber in unserer Gemeinde eingesetzt und im ständigen Kontakt mit den ! 

Betroffenen viele Schwierigkeiten lösen geholfen. Diese direkte Arbeit vor Ort | 

sensibilisierte unser Mitglied des entsprechenden Ausschusses im Rat für die 

Nöte der unfreiwillig entwurzelten Menschen, die in einem für sie fremden Kul- 

turkreis auftreten. Aus dieser Sicht sind die Beobachtungen und Gedanken von 

Allernötigste (O-Ton Sozialamt) und Schuld! Haben wir sie hergebeten? 

nicht unbedingt eine Dusche zu. Im Gegenteil! Nun sollen sie sich 

: hier gefälligst wie Gäste benehmen 

Aus dem Urwald und nicht noch Ansprüche stellen, 

egal wie lange sie gezwungen sind, 

Der Sozialausschuß begab sich ge- unsere Gastlichkeit zu "genießen". 

wichtigen Schrittes, Presse im Ge- Überhaupt, typisch für die GRUNEN, 

  
  

Es machte sich auf der gemeindliche 

SozialausschuB und begab sich in 

die Asylantenwohnheime, dieselben 

samt ihren Bewohnern zu beschauen. 

Ei, was erblickte das gestrenge 

deutsche Auge mit Wohlgefallen: Zu- 

nächst die überaus reinliche Behau- 

sung einer Aussiedlerfamilie aus 

Polen. Leicht zu erkennen für die 

geschulten Volksvertreter im Sozi- 

alausschuß: Diese Leute sind nicht 

nur vom Europäischen (O-Ton .‚Sozi- 

alamt), nein, vom reindeutschen 

katholischen Geblüt! Und damit be- 

sonders förderungswürdig. Eine Du- 

sche - Sauberkeit muß belohnt wer- 

den (O-Ton Sozialausschuß) — soll 

sofort installiert werden. 

Brigitte Commichau zu verstehen, die sie in ihrer Zusammenarbeit mit Verwal- 

tung und Ratsmitgliedern machte. 

      
Dem konnte allseits, auch von mir, 

nur zugestimmt werden. Allerdings 

fragte ich mich, wie das so plötz- 

lich und anstandslos möglich ist. 

Denn als seinerzeit drei Iraner in 

derselben Behausung leben mußten, 

gab es von Amts wegen keinerlei 

Chance, ein solches Hygienemöbel 

einzubauen. Sicher ging man damals 

auch davon aus, daß Nichteuropäer 

ein weniger entwickeltes Reinlich- 

keitsbedürfnis hätten und es ihnen 

deshalb nichts ausmacht, trotz Win- 

ter und Frost einige hundert Meter 

im nächsten Asylantenwohnheim eine 

Gemeinschaftsdusche zu benutzen. 

Oder eben nicht. Bloß nicht verwöh- 

nen! Asylbewerbern steht ja nur das 

folge, zum nächsten Roetgener Wohn- 

heim. Man sah es gleich mit deut- 

schem Blick: Hier wohnen nur 

Schwarze - der Ofen rußt, die Tape- 

ten sind grau und hängen von der 

Decke. Und die Elektroheizung läuft 

bei offenem Fenster. Es ist eine 

Schande, daß man diesen dunkelhäu- 

tigen Kriegern aus dem Urwald erst 

erklären muß, daß die elektrischen 

Nachtspeicheröfen mittels eines 

Groschens (in Schlitz stecken, dre- 

hen!) auszuschalten sind. Ein an- 

ständiger Deutscher hätte das auf 

einen Blick gesehen! Und sicher 

auch als allererstes und spontan 

die Zimmerdecke tapeziert. 

Angewidert ging man weiter zur 

nächsten Unterkunft. Na, da gab's 

das richtige Kontrastprogramm, eine 

wahre Lasterhöhle! Das gesunde 

Volksempfinden empörte sich. Die 

Behausung von zwei jungen Iranern, 

die - der Gipfel der Unverschämt- 

heit - auch noch ganz offensicht- 

lich mit deutschen jungen Leuten 

befreundet sind. Sauber? Sicher, 

nicht zu leugnen. Aber Fußboden ka- 

putt, Fenster kaputt, Duschklo 

schwarz vor Feuchtigkeit, in den 

Ecken Schimmel. Igittigitt! Und 

dann werden die auch noch aufsässig 

und anspruchsvoll, behaupten, sie 

hätten die Wohnung so übernommen 

mit kaputten Fenstern und Fußbo- 

den, mit schimmeliger Dusche! Er- 

warten gar, daß die Gemeinde für 

die Reparaturen sorgt! Selbst sind 

der Mann und die Frau: Für 360.- DM 

bar und 284.- DM Sozialhilfe im Mo- 

nat kann ja wohl ein Asylbewerber 

mal in die Hände spucken und was 

auf die Beine stellen! Depressiv 

sind die? Seit drei Jahren hängen 

die hier durch ohne Zukunft, ohne 

Arbeitserlaubnis, vielleicht ohne 

Nachricht von Zuhause? Selbst 

sich auch noch um solche Leute zu 

kümmern! Gibt’s nicht Möglichkei- 

ten, solche Elemente abzuschieben? 

Nichtmal ein paar Jahre deutscher 

Gastfreundschaft können die aushal- 

ten ohne auszuflippen! Wo wir doch 

schon beinahe alles für sie tun! 

Spendabeil 

Ach ja, wir wollen ja nicht so 

sein: Spendieren wir (Die Öffent- 

lichkeit in Gestalt der Presse ‚ist 

wieder zugegen) dem iranischen Mäd-. 

chen vielleicht auch eine Dusche, 

damit sie nicht die eines fremden 

Landsmannes samt dessen Kindern 

mitbenutzen muß! 

Doch schnell weiter, zurück in die 

europäische Zivilisation. Nebenan 

wohnt wieder eine Aussiedlerfami- 

liee Möbel vom Feinsten, Gardinen, 

Teppiche, Samowars, Auto vorm Haus 

.. alles vom Sperrmüll und selbst- 

gebastelt (O-Ton Caritas). Ehrlich, 

mir gefällt es, ich gönne es den 

Leuten von Herzen. Sie sind clever 

und tüchtig —- und haben das rich- 

tige Gesangbuch. Ganz sicher werden. 

sie demnächst auch das richtige 

wählen (es heißt, sie sollen noch 

vor der nächsten Bundestagswahl das 

Wahlrecht zuerkannt bekommen). Wer 

investiert schon in Nigerianer, 

Iraner, Kurden und ähnliche Exoten? 

Sicher kein vernünftiger Sozial- 

oder Christdemokrat mit politischem 

Ehrgeiz und deutscher Gesinnung! 

Zufrieden rückte der Sozialausschuß 

sein Weltbild zurecht und ging zum 

geschäftlichen Teil über. 

Brigitte Commichau



Engagierte Bürger-nein danke! 
Die "Eiterninitiative Kindertagesstätte Roetgen" entstand völlig unabhängig von 
den GRÜNEN in Roetgen, die sich jedoch bald hinter’ deren Ziele stellten und 
diese auch in den politischen Gremien — Gemeinderat und Kreistag vetraten. 
Nach dem Scheitern aller Bemlihungen der Elterninitiative gab diese eine Er- 
klärung ab, die in den "Eifeler Nachrichten" abgedruckt wurde. Wir entsprechen 
einem Wunsch der Initiative, diesen Artikel hier noch einmal zu veröffentli- 
chen, um seinen Inhalt weitern Kreisen zugänglich zu machen. Darüberhinaus 
fügen wir eine Darstellung unserer Kreistagsabgeordneten Ursula Schwarzenber- 
ger an, die sich im Jugendwohlfahrtsausschuß des Kreises für die Belange der 
Elterninitiative eingesetzt hat. 

„Die Eltern systematisch ausgetrickst‘“ 
Bürger-Initiative unerwünscht - Politische Interessen gaben Ausschlag 

Roetgen. - Tief enttäuscht und sogar ver- 
bittert ist die „Elterninitiative Kinderta- 
gesstätte Roetgen“ über die Entscheidung 
des Jugendausschusses beim Kreis 
Aachen, Arbeiterwohlfahrt und Kirchen- 
gemeinde mit der Einrichtung weiterer. 
Kindergartengruppen zu beauftragen. Die 
Elterninitiative fühlt sich „systematisch 
ausgetrickst“, das Engagement von Bür- 
gern sei bei den meisten Politikern wohl 
unerwünscht, meinen die Eltern, die in ei- 
oer Erklärung ihre Meinung zur Entschei- 
4ung des Ausschusses sagen: 
„Bei der Sitzung des Jugendwohlfahrtsaus- 
schusses des Kreises wurde ganz deutlich, 
wie Politik abgehoben: vom Bürger ge- 
macht wird. Dort wurde nun endlich dar- 
über entschieden, welcher Träger die drin- 

gend notwendigen Kindergartenplätze ın 

Roetgen schaffen soll. Mit ihrem Beschluß, 
die katholische Kirche und die Arbeiter- 

wohlfahrt mit dieser Aufgabe zu betrauen, 
versuchten die Politiker von SPD und CDU 

den Anschein zu erwecken, daß damit eine: 

besonders gute Lösung für die Roetgener 

Kinder gefunden wäre. | 
Zum einen könnte die katholische Kirche 

in kürzester Zeit eine ‚normale‘ Gruppe ein- 

richten und damit den Engpaß in Roetgen 

beseitigen, zum anderen würde die Arbei- 

terwohlfahrt in etwa zwei Jahren eine Ein- 

richtung schaffen, die es bisher im Südkreis 

nicht gibt, nämlich zwei Gruppen, in denen 

behinderte und nichtbehinderte Kinder ge- 
meinsam betreut werden. Die Elterninitiati- 

ve könnte nicht mehr berücksichtigt wer- 

den, weilsie keine geeigneten Räume hätte. 
Das klingt ja alles ganz nett und einleuch- 

tend, geht aberan den Tatsachen völlig vor- 
bei. Tatsäche ist: Die Elterninitiative Kin- 
dergarten Roetgen hat als einzige der drei 

in Frage kommenden Träger bereits Mitte 

Januar einen Antrag mit konkreten Plänen 

und Berechnungen der: Räumlichkeiten 

beim Kreis eingereicht. In der Sitzung am 
10. Februar 1988 hätte sich der Kreisju- 
gendwohlfahrtsausschuß bereits damit be- 
schäftigen können. 
Das geschah nicht, weil die anderen Träger 
zu diesem Zeitpunkt noch keine Unterla- 
gen eingereicht hatten. Von da ab wurde 
die Beratung und Entscheidung über die 
für Roetgen so wichtige Angelegenheit 
ständig verschoben. Die Gründe sind für 
uns klar: 
1. Nach unseren Erkenntnissen mußte das 
Interesse der katholischen Kirche an der 
Trägerschaft einer weiteren Kindergarten- 
gruppe erst noch. geweckt werden, so daß 
Sach konkrete Pläne erst Mitte Mai vor- 
agen. 

2: Die Arbeiterwohlfahrt erklärte sich selbst 
zu diesem Zeitpunkt noch äaußerstande, 
brauchbare Pläne und Anträge einzurei- 
chen, weil sie noch nicht einmal ein Grund- 
stück in Aussicht hatte, auf dem der Kin- 
dergarten errichtet werden konnte. 

Die billigste Lösung 
Wenn es den Politikern wirklich um die 
Kinder gegangen wäre, hätten sie nach logi- 
schem Menschenverstand der Elterninitia- 
tive im April die Trägerschaft zuerkennen 
müssen, denn sie bot mit 175000 DM Um- 

bau- und sehr niedrigen Folgekosten mit 
Abstand die billigste Lösung. Im Gegensatz 
dazu veranschlagte die katholische Kirche 
450000 DM Umbaukosten. Die Arbeiter- 
wohlfahrt konnte und kann bis heute keine 
genauen Kostenpläne vorlegen. Außerdem 
wäre die Elterninitiative mit Leichtigkeit in- 
der Läge gewesen, noch 1988 die Kinder- 
gartengruppe zu eröffnen, noch dazu in ei- 
nem Gebiet mit den meisten in Frage kom- 
menden Kindern. ‘Offensichtlich standen 
politische Interessen mehr im "Vorder- 
grund. 

Drei Wochen Zeit 
Die evangelische Kirche in Roetgen hat bis 
Mitte Juni, trotz der ständigen Verzögerun- 
gen, ihr Angebot, uns ein Haus zu vermie- 
ten, aufrechterhalten! Nach nochmaliger 
Verschiebung vom 1, Juni auf den 24. Au- 
gust 1988 zog sie ihr Angebot, verständli- 
cherweise, zurück. Am 14. Juni erhielt die 
Elterninitiative vom _Kreisjugendamt 
Aachen die Anfrage, ob sie den Beschluß 
des Jugend- und Wohlfahrtsausschusses 
folgend einen ‚„Integrativen Kindergarten“ 
einrichten könne. Von der Möglichkeit, 
eine herkömmliche Kindergartengruppe 
einzurichten, war nicht mehr die Rede. Um 

ein entsprechendes völlig neues Angebot 
vorzulegen, ließ man der Elterninitiative 
drei Wochen Zeit. 
Damit haben die Politiker es geschafft, das 
Engagement der Eltern abzuwürgen. Sie 
sind aus dem Rennen. Der Weg ist frei, um 
die zur Verfügung stehenden Haushaltsgel- 
der an die der großen Koalition SPD/CDU 
nahestehenden Organisationen zu vertei- 
len. Geld und Zeit spielen keine Rolle 
mehr. Man hat uns systematisch ausge- 
trickst. Engagement von Bürgern ist offen- 
sichtlich bei den meisten Politikern uner- 
wünscht.“ 

  

  

Ja, die Elterninitiative wurde aus- 
getrixt - ausgetrixt wurden aber 
auch die Mitglieder des Jugend- 
wohlfahrtsausschusses im Kreis. So- 
viel Heuchelei, Verschleierung und 
sogar handfester Lüge wurden dabei 
angewandt, wie ich es in den vier 
Jahren meiner Arbeit im Kreistag 
noch nicht erlebt hatte. 

1. Man handelte gegen jeden Men- 
schenverstand und gegen die dabei 
selbst Betroffenen. Die Elternini- 
tiative hatte sich dem erneuten 
Mangel an Kindergartenplätzen als 
erste angenommen und war dank 
ihres intensiven Engagements in 
der Lage, sofort, den Auflagen ge- 
mäß und am notwendigen Standort 
zu handeln. 

2. Man handelte gegen ein ureige- 
nes Prinzip der CDU, nämlich der 
Subsidiarität, nach der die von 
einer Sache selbst Betroffenen das, 
was sie selbst regeln können, auch 
selbst verrichten sollen mit Unter- 
stützung des Staates. 

3. Man handelte eklatant gegen das 
ebenfalls von der CDU, aber jetzt 
auch von der SPD verfochtene Spar- 
samkeitsprinzipp wie das aus dem 
obenstehenden Zeitungsartikel her- 
vorgeht. 

Am 28. 6. 88 beantragte die Krei- 
stagsfraktion der GRUNEN im Ju- 
gendwohlfahrtssausschuß, sofort der 
Elterninitiative den Zuschlag für 
die so dringend erforderliche Kin- 
dergartengruppe zu geben. Das 
wurde abgeschmettert mit der 
plötzlich hervorgeholten Idee, in 
Roetgen zwei intergrative - das 

— 

heißt mit EinschlußB behinderter 
Kinder - Kindergartengruppen ein- 
zurichten. Einem solchen Modell 
pflichteten die GRÜNEN im Prinzip 
bei, stellten aber gleichzeitig den 
Antrag, der Elterninitiative trotz- 
dem die schnelle Lösung in der 
Brandstraße zu ermöglichen. Das 
wurde abgelehnt, weil es für drei 
Gruppen keinen Bedarf gäbe. Unsere 
Argumente, daß die neue Idee der 
integrativen Gruppen noch viel Zeit 
brauche und außerdem die Zahl 
nichtbehinderter Kinder in zwei 
Gruppen wahrscheinlich der Richt- 
zahl einer Gruppe entspräche, wur- 
den nicht zur Kenntnis genommen. 

Als die Elterninitiative nach der 
Sommerpause das Haus in der 
Brandstraße nicht mehr anbieten 
konnte, stellten wir den Antrag, 
für sie durch Gemeinde oder Kreis 
eine geeignete Wohnung anzumie- 
ten. Das wurde abgelehnt mit dem 
heuchlerischen Grund, das wäre zu 
unsicher. Die großen Parteien be- 
antragten aber ihrerseits, sofort 
der Caritas die Einrichtung einer 
neuen Kindergartengruppe zu er- 
möglichen, 

Die Eltern müssen, wenn diese 
Gruppe irgendwann ihre Räume be- 
ziehen kann, weiterhin ihre Kinder 
aus dem Ortsteil Brand-Schachbrett 
in die Greppstraße fahren, aber un- 
sere beiden "Großen" haben ihr 
Schäfchen ins Trockene gebracht! 
Ob die Bürger Roetgens solches 
"demokratisches" Verhalten von CDU 
und SPD wohl bis zur nächsten 
Kommunalwahl vergessen haben 
werden? 
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Rückbau der B258 
Eine Lanze für die neue Bundesstraße 

„„„. ein Erfolg in jeder Hinsicht? 
Umbau und Umwelt 

Früher machte die Bundesstraße in 
Roetgen durch Unfallmeldungen (To- 
te und Verletzte) von sich reden. 
Die Straße war für Kinder und alte 
Menschen nur unter Gefahr für Leib 
und Leben zu überqueren. Viele 
Stimmen wurden laut, daß das nicht 
so weitergehen darf. Und tatsäch- 
lich, es wurde ein Umbau der Bun- 
desstraße beschlossen. Im Vorfeld 
gab es natürlich unterschiedliche 
Auffassungen darüber, wie das zu 
geschehen habe. Die Einen hätten 
gerne eine Ampellösung gehabt, die 
Anderen waren für Fahrbahnver- 
schwenkungen wie in Konzen, und ein- 
ige hielten die vorgeschlagene Lö- 
sung für richtig. Keiner der Politi- 
ker sprach sich für eine Beibehal- 
tung der damaligen Form der Bun- 
desstraße aus. 

  

Jetzt haben die Umbaumaßnahmen 
endlich begonnen. Was passiert 
nun? Es mehren sich die Stimmen, 
die das alles für Quatsch und Un- 
sinn halten. Vom . Vergeuden von 
Steuergeldern ist die Rede. Unter- 
nehmer laufen Sturm und bemühen 
das Fernsehen, um ihrer Entrüstung 
Ausdruck zu verleihen. Sogar die 
Eifeler Nachrichten legem anschei- 
nend eine Serie auf, die sich gegen 
den Umbau richtet. Da wird zum 
Beispiel von einem Bus berichtet, 
der im Mittelstreifen steckengeblie- 
ben ist. Daß das allein die Schuld 
des Busfahrers war und nicht der 
Straße, erfährt man nur am Rande. 

Unverständlich 

Ich kann das alles nicht mehr ver- 
stehen. Obwohl ich für eine andere 
Lösung war (die Autofahrer werden 

wohl in Richtung Monschau immer 
noch zu schnell fahren), ist diese 
Lösung immer noch erheblich besser 
als der vorherige Zustand. Das 
Überqueren der Bundesstraße ist 
wesentlich vereinfacht worden und 
auch optisch wird die Straße deut- 
lich verbessert. Einige Autofahrer, 
die bisher mit 70 km/h und mehr 

durch Roetgen fuhren, fühlen sich 

nun beeinträchtigt. aber mit Ver- 

laub, das ist mir schnuppe. Für 

mich hat das Leben und die Unver- 

sehrtheit den Vorrang. 

In diesem Zusammenhang verstehe 
ich nicht, daß die Politiker, die 
diese Lösung befürwortet haben, 
sich -— bis auf Herrn Dittmer - 
nicht zu Wort melden, um diese Um- 
baumaßnahmen gegen unsinnige An- 
griffe zu verteidigen. Ist ihnen 
vielleicht das Herz in die Hose ge- 
rutscht, nur weil ein paar Ge- 
schäftsleute sich dagegen ausge-- 
sprochen haben und nun der Umbau 
zu einer unpopulären Maßnahme zu 
werden droht? 

Melden Sie sich zu Wort und bre- 
chen Sie mit mir eine Lanze für 
den Umbau der Bundesstraße! Für 

Dank! & 

Gerd Pagnia r , 

  

     

Nun ist sie fast fertig, Roetgens 
B 258-Allee. Gehen damit die Hoff- 
nungen der Bürger, die Absichten 

der Planer in Erfüllung? Einige po- 
sitive Auswirkungen sind sicher zu 
erwarten: Reduzierte Geschwindig- 
keiten, erhöhte Sicherheit für alle 
Verkehrsteilnehmer und auch, weil 

langsamer und gleichmäßiger gefah- 
ren wird, eine geringere Abgasbe- 
lastung für Mensch und Natur. 

Wie verhält es sich aber mit den 
Umbaumaßnahmen selbst, wurden sie 
in jeder Hinsicht umweitgerecht 
geplant und durchgeführt? Einige 
Beobachtungen dazu ließen bei mir 
Zweifel aufkommen. 

Den Abraum der alten Straße, Beton- 
steine und Platten, Teerdecke, 
Füllmaterial, eiserne Gullyroste 
und lehmigen Unterboden schaufelt 
ein Bagger auf Lastwagen, die mit 
ihrer Fracht die Baustelle verlas- 

sen. Wo ist der Schutt geblieben, 
wenn sie leer zurückkehren? Was ei- 
gentlich auf eine Deponie gehörte, 
wird aber in den Belgischen Wald in 
Richtung Raeren gefahren. Dort wer- 
den Waldwege damit aufgeschüttet, 
um sie zu befestigen. Das ist 
nichts Außergewöhnliches und 
brauchte kein Stein des Anstoßes zu 
sein. Geht man aber vor Ort, fällt 
man förmlich über die Steine: Bord- 
steine und Teerplatten ragen aus 
dem aufgeschütteten Weg, insbeson- 
dere an den Rändern zu Wald und 
Wiese hin. Zahllose Betonrandstei- 
ne, einzelne Eisenroste, Indizien 
einer Straßenbau-Wegwerfgesell- 
schaft, säumen den wWegrand. Da- 
rüberhinaus unterbricht diese Weg- 
aufschüttung durch ihre übergroße . 

mr 

  
Höhe den natürlichen Übergang des 
leicht abfallenden Wiesengeländes 
zum angrenzenden Wald. Schließlich 
geht noch wertvoller Mutterboden 
verloren, der in der Größe eines 
Fußballfeldes (umgerechnet) unter 
dem Weg begraben wurde. 

Recycling ? 

Auf der anderen Seite der Bilanz 
werden für den Straßenneubau rie- 
sige Mengen neuen Materials ange- 
fahren, Sand, Steine, Betonform- 
steine und viele nagelneue Gully- 
roste und Kanaldeckel. Mutterboden 
wird für die Inseln im Mittelstrei- 
fen angefahren, und zwar nicht 
dorther, wo der Waldweg aufgeschüt- 
tet wurde! 

Ich sehe darin eine Beeinträchti- 
gung der Natur. Recycling, Wieder- 

verwertung, ist hier noch völlig 
unbekannt. Was sollte man anstreben 
auf diesem Gebiet? Folgendes ist 
denkbar: 

— Zerkleinerung des alten Straßen- 
belages und dessen Wiederverwen- 
dung als Füll- und Unterbaumate- 
rial anstelle der Aufschüttung 
im Wald oder im knappen Deponie- 
raum, 

— Nutzung des Mutterbodens von den 
Stellen, wo der Abraum abgelagert 

wird, anstatt ihn anderenorts ab- 
zutragen, 

— Wiederverwertung aller ausgebau- 

ten Fertigteile wie Abflußroste 
und Kanaldeckel. 

Im Bauwesen ist das keine Utopie 
mehr. Es gibt Projekte, wo beim Ab- 
riß alter Häuser Schutt aufgearbei- 
tet und wiederverwendet wird. Sogar 
Holzteile werden genutzt, wenn sie 
noch in gutem Zustand sind. Die 
Praxis zeigt, daß Recycling im Bau- 
wesen durchaus auch wirtschaftlich 
möglich ist. Wäre es nicht an der 
Zeit, so etwas auch im Straßenbau 
zu versuchen? Die Natur würde es 
danken! 

F. Tappert N



 


